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W G  § 6 Abs. 3

Verweigert der totensorgeberechtigte Bezugsberechtigte dem 
Unfallversicherer die Entnahme von Leichenblut zur Fest­
stellung des Blutalkoholgehaltes des tödlich verunglückten 
Versicherten, so kann auch in Fällen einer rechtswirksam 
vereinbarten, sanktionsbewehrten Zustimmungsobliegenheit 
Leistungsfreiheit des Versicherers nur in Betracht kommen, 
wenn die Maßnahme überhaupt zu einem entscheidungserhebli­
chen Beweisergebnis führen konnte und für den Versicherer 
die einzige Möglichkeit bot, den ihm obliegenden Beweis zu 
führen.

BGH, Urt. vom 25. März 1992 - IV ZR 153/91 - OLG Zweibrücken
LG Landau i.d. Pfalz
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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch 
den Vorsitzenden Richter Bundschuh und die Richter Dr. Rit­
ter, Römer, Dr. Schlichting und Terno auf die mündliche 
Verhandlung vom 25. März 1992

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des 1. Zivilsenates des Pfälzischen Oberlandes­
gerichts Zweibrücken vom 12. April 1991 aufge­
hoben .

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen, auch bezüglich der Kosten der Revision 
mit Ausnahme der durch sie verursachten ge­
richtlichen Kosten, die gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 
GKG nicht erhoben werden.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Parteien streiten darum, ob die Klägerin als be­
nannte Bezugsberechtigte aus einer Unfallzusatzversiche- 
rung, die ihr am 1. November 1987 tödlich verunglückter 
Sohn zusammen mit einer Lebensversicherung bei der Beklag­
ten abgeschlossen hat, die vereinbarte Versicherungssumme 
von 57.500 DM beanspruchen kann.
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Die Beklagte vertritt die Ansicht, sie sei in der Zu­
satzversicherung leistungsfrei geworden, weil die Klägerin 
zu Unrecht ihre Einwilligung zu einer Blutentnahme bei dem 
toten Versicherungsnehmer verweigert habe.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen, das Beru­
fungsgericht hat ihr stattgegeben. Am Erlaß beider Ent­
scheidungen hat Richter am Landgericht Klüber mitgewirkt. 
Die Beklagte hat Revision eingelegt.

Entscheidungsgründe:

Das Rechtsmittel führt zur Aufhebung des angefochtenen 
Urteils und zur Zurückverweisung der Sache an das Beru­
fungsgericht. Mit Erfolg macht die Beklagte den absoluten 
Revisionsgrund des § 551 Nr. 2 in Verbindung mit § 41 Nr. 6 
ZPO geltend.

Für das weitere Verfahren weist der Senat auf seine 
Entscheidungen vom 9. Oktober 1991 - IV ZR 212/90 - VersR 
1991, 1365 und vom 10. April 1991 - IV ZR 105/90 - VersR 
1991, 870 hin.

Nach dem bisherigen Sach- und Streitstand stellt sich 
auch im hier zu entscheidenden Fall - wenn auch aus anderen 
Gründen als im Urteil vom 9. Oktober 1991 - nicht die Fra­
ge, wie der im wesentlichen mit § 15 II Abs. 2 Satz 3 der 
Allgemeinen Unfallversicherungsbedingungen (AUB) gleichlau­
tende § 5 Nr. 2 der hier vereinbarten Zusatzbedingungen 
auszulegen ist ("Die Gesellschaft hat das Recht, auf ihre
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Kosten durch einen Arzt die Leiche besichtigen und öffnen 
zu lassen.").

Auch dann, wenn eine sanktionsbewehrte Obliegenheit 
eines Bezugsberechtigten begründet worden ist, als Toten­
sorgeberechtigter einer Obduktion zuzustinunen, steht es 
nicht im Belieben des Lebens- oder Unfallversicherers, aus 
ihrer Verweigerung seine Leistungsfreiheit herzuleiten. Er 
ist nämlich nur dann auf eine Obduktion oder die Entnahme 
von Leichenblut angewiesen, wenn die begehrte Maßnahme zu 
einem entscheidungserheblichen Beweisergebnis führen kann 
und wenn mit ihr das letzte noch fehlende Glied eines vom 
Versicherer zu führenden Beweises geliefert werden soll.

Zumindest an letzterem fehlt es bislang. Der verun­
glückte Versicherungsnehmer war lediglich Beifahrer. Dafür, 
daß bei ihm eine Blutalkoholkonzentration von 2,0 °/oo oder 
mehr (vgl. BGHZ 66, 88) im Zeitpunkt des Fahrtantritts 
überhaupt in Betracht kommt, fehlt vorerst jeder Anhalt.
Daß dem bei Fahrtantritt mit 1,4 °/oo alkoholisierten Fah­
rer Fahruntüchtigkeit unübersehbar anzumerken gewesen wäre, 
ist nicht ersichtlich. Die Beklagte hat auch nicht ausrei­
chend substantiiert Beweis dafür angeboten, daß der Versi­
cherungsnehmer den genauen Alkoholkonsum des Fahrers bis 
zum Fahrtantritt gekannt hätte. Sie trägt vielmehr selbst 
vor, beide hätten sich nur zuletzt im gleichen Lokal aufge­
halten.

Demnach würde bislang auch eine Leichenblutuntersu­
chung noch nicht die Entscheidung ermöglichen, daß der Ver­
sicherungsnehmer in nicht alkoholisiertem Zustand von einer
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Mitfahrt abgesehen hätte und sich dem erkennbar absolut 
fahruntüchtigen Fahrer nur deshalb anvertraut hat, weil er 
infolge seiner Alkoholisierung die gegebene Situation nicht 
mehr richtig einschätzen konnte oder zumindest außerstande 
war, gemäß einer derartigen Einschätzung zu handeln.

Die Beklagte ist nach dem derzeitigen Sach- und 
Streitstand - ganz unabhängig von dem Ergebnis einer Blut­
entnahme bei dem Toten - nicht imstande, den ihr obliegen­
den Beweis zu führen, daß es zu dem Unfall und damit zu dem 
Tod des Versicherungsnehmers nur infolge seiner trunken­
heitsbedingten Bewußtseinsstörung gekommen ist, § 3 Nr. Id 
ihrer Zusatzbedingungen. Bei dieser Sachlage konnte sie 
durch die Weigerung, die Blutentnahme zu gestatten, nicht 
leistungsfrei werden.

Bundschuh Dr. Ritter Die Richter am Bundes­
gerichtshof Römer und 
Dr. Schlichting sind im 
Urlaub und an der Un­
terschrift verhindert.

Bundschuh
Terno
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